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Die Stärkung des europäischen Binnenmarktes und die Bekämpfung der Bürokratie – das sind die Ziele einer Entschließung, die

der Bundesrat auf Initiative Hessens am14.2.2025 gefasst hat (vgl. BundesratKOMPAKTv. gleichenTag). Sie richtet sich insb. gegen

das sog. „Gold-Plating“, also die Übererfüllung von Vorgaben des Europarechts durch die Bundesregierung. Der europäische Bin-

nenmarkt sei ein einzigartiges Erfolgsmodell sowohl für Verbraucher als auch für Unternehmen, heißt es in der Entschließung.

Deutschland als größte Volkswirtschaft profitiere davon in besonderemMaße. Der gemeinsameMarkt stärke dieWettbewerbsfä-

higkeitderUnternehmen inDeutschlandundseieinwichtiges InstrumentgegenwirtschaftlicheAbschottungsmaßnahmen inner-

halb der EU. Die Wirksamkeit dieses Instruments gerate jedoch in Gefahr, wennMitgliedstaaten aus politischen Gründen die Um-

setzung europäischer Richtlinien mit zusätzlichen nationalen Vorschriften versehen. Diese vermeintliche Veredelung („Gold-Pla-

ting“) bedeute nicht nur eine Übererfüllung europäischer Vorgaben, sondern führe oft auch zu einer enormen bürokratischen Be-

lastung der Unternehmen. Statt von den gemeinsamen europäischen Regeln zu profitieren, müssten diese nun auch noch

nationale Ausnahmen berücksichtigen. Aufwendige Dokumentationspflichten für die Wirtschaft hätten oft ihren Ursprung in der

EU. Die Bundesregierung dürfe daher bei der Umsetzung europäischen Rechts keine zusätzlichen bürokratischen Hürden aufbau-

en. Insbesondere kleine undmittlere Unternehmen sowie dasHandwerk leisteten einen erheblichen Beitrag fürdieDigitalisierung

undEnergiewende.Dazu seien sie aber nur in der Lage,wenn ihre Ressourcennicht für stets anwachsendebürokratischeBelastun-

genverbrauchtwürden.DerBundesrat fordertedaher vonderBundesregierung, sie solle künftigdarauf verzichten,mehr zu regeln,

als ihrdie EUvorgibt. DieswürdediePlanungssicherheit derUnternehmendeutlich erhöhen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: DSGVO – Zur Bestimmung des Höchst-

betrags einer Geldbuße bei Unternehmen

Art. 83 Abs. 4 bis 6 der Verordnung (EU) 2016/

679 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-

sonen bei der Verarbeitung personenbezogener

Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) in Verbindung mit dem

150. Erwägungsgrund dieser Verordnung ist da-

hin auszulegen, dass der Begriff „Unternehmen“

im Sinne dieser Vorschriften dem Begriff „Unter-

nehmen“ im Sinne der Art. 101 und 102 AEUV

entspricht, so dass der Höchstbetrag einer Geld-

buße, die gegen einen Verantwortlichen für per-

sonenbezogene Daten, der ein Unternehmen ist

oder einem Unternehmen angehört, wegen ei-

nes Verstoßes gegen die Verordnung 2016/679

verhängt wird, auf der Grundlage eines Prozent-

satzes des gesamten weltweit erzielten Jahres-

umsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs

des Unternehmens bestimmt wird. Der Begriff

„Unternehmen“ ist auch zu berücksichtigen, um

die tatsächliche oder materielle Leistungsfähig-

keit des Adressaten der Geldbuße zu beurteilen

und so zu überprüfen, ob die Geldbuße sowohl

wirksam und verhältnismäßig als auch abschre-

ckend ist.

EuGH, Urteil vom 13.2.2025 – C-383/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-449-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Unternehmensbegriff undMutter- und

Tochtergesellschaft als Gesamtschuldner

Art. 8 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche

Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-

streckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-

delssachen ist dahin auszulegen, dass er nicht

dem entgegensteht, dass im Fall von Klagen auf

Verurteilung einer Muttergesellschaft und ihrer

Tochtergesellschaft als Gesamtschuldner zum Er-

satz des Schadens, der durch eine Zuwiderhand-

lung gegen die Wettbewerbsregeln durch die

Tochtergesellschaft entstanden ist, das mit die-

sen Klagen befasste Gericht am Niederlassungs-

ort der Muttergesellschaft sich für die Feststel-

lung seiner internationalen Zuständigkeit auf

die Vermutung stützt, dass eine Muttergesell-

schaft, die unmittelbar oder mittelbar das ge-

samte oder nahezu das gesamte Kapital einer

Tochtergesellschaft hält, die eine Zuwiderhand-

lung gegen die Wettbewerbsregeln begangen

hat, einen bestimmenden Einfluss auf diese

Tochtergesellschaft ausübt, sofern den Beklag-

ten nicht die Möglichkeit genommen wird, sich

auf beweiskräftige Indizien zu berufen, die da-

rauf hindeuten, dass entweder die Muttergesell-

schaft nicht unmittelbar oder mittelbar das ge-

samte oder nahezu das gesamte Kapital der

Tochtergesellschaft hielt oder diese Vermutung

gleichwohl nicht gelten kann.

EuGH, Urteil vom 13.2.2025 – C-393/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-449-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Verbraucherkreditverträge – Verlust

des Zinsanspruchs bei einer gegen ihre

Informationspflicht verstoßenden Bank

1. Art. 10 Abs. 2 Buchst. g der Richtlinie 2008/

48/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 23. April 2008 über Verbraucherkre-

ditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie

87/102/EWG des Rates ist wie folgt auszulegen:

Die Informationspflicht gemäß dieser Bestim-

mung wird nicht bereits dadurch verletzt, dass

in einem Kreditvertrag ein effektiver Jahreszins

angegeben ist, der sich als zu hoch erweist, weil

in der Folge festgestellt wird, dass bestimmte

Klauseln des Vertrags missbräuchlich im Sinne

von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des

Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche

Klauseln in Verbraucherverträgen und deshalb

für den Verbraucher unverbindlich sind.

2. Art. 10 Abs. 2 Buchst. k der Richtlinie 2008/48

ist wie folgt auszulegen: Sind in einem Kreditver-

trag eine Reihe von Bedingungen angeführt, bei

deren Eintritt die im Zusammenhang mit der

Durchführung des Vertrags anfallenden Entgelte

erhöht werden können, ohne dass ein normal

informierter, angemessen aufmerksamer und

verständiger Durchschnittsverbraucher in der

Lage wäre, zu überprüfen, ob die Bedingungen

eintreten und wie sie sich auf die Entgelte aus-

wirken, wird die Informationspflicht gemäß die-

ser Bestimmung verletzt, sofern durch die be-

treffende Angabe die Möglichkeit des Verbrau-

chers, den Umfang seiner Verpflichtungen zu

bestimmen, beeinträchtigt sein kann.

3. Art. 23 der Richtlinie 2008/48 ist in Verbin-

dung mit deren 47. Erwägungsgrund wie folgt

auszulegen: Er steht einer nationalen Regelung,

die für eine Verletzung der Informationspflicht,

die Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie dem Kreditgeber

auferlegt, als einheitliche Sanktion vorsieht, dass

der Kreditgeber seinen Anspruch auf die Zinsen

und Kosten unabhängig von der konkreten

Schwere des Verstoßes verliert, nicht entgegen,

sofern der Verstoß die Möglichkeit des Verbrau-

chers, den Umfang seiner Verpflichtungen zu

bestimmen, beeinträchtigen kann.

EuGH, Urteil vom 13.2.2025 – C-472/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-449-3

unterwww.betriebs-berater.de
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